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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Eine im Herbst 2017 eingereichte parlamentarische Initiative Zanetti (svp, ZH) forderte
die Konkretisierung des Begriffs „schweizerischer Ordre public“ im IPRG, sodass im
kollisionsrechtlichen Falle das Scharia-Recht nicht mit dem schweizerischen Ordre
public vereinbar sei. Die Formulierung solle zwar weiterhin eine möglichst offene
Anwendung finden, dennoch solle aber verhindert werden, dass über das internationale
Privatrecht eine Hintertür geschaffen werde, welche mit Rückgriff auf eine
abgeschwächte öffentliche Ordnung dem Scharia-Recht zu einer Anerkennung in der
Schweiz verhelfe.
Bisweilen werde diese Konkretisierung von den rechtsanwendenden Behörden
übernommen, zeige aber gerade im internationalen Privatrecht einen mangelnden
Durchsetzungswillen des Schweizer Ordre public auf, weshalb diesbezüglich
Aufweichungstendenzen hin zu einem „Ordre public atténué“ ersichtlich seien. Der
Initiant ging davon aus, dass Normenkonflikte, ausgehend von der beständigen
Immigration, gerade mit dem Scharia-Recht zunehmen und beispielsweise im Bereich
des Eherechtes noch viele Fragen aufwerfen werden. Das Wesen des Ordre public sei
aber als eine Grenze zur Vermeidung eines Ergebnisvollzugs zu verstehen, der mit
schweizerischen Rechtsanschauungen nicht übereinstimme. Wenn die
verantwortlichen Behörden dieser Grenzziehungsbereitschaft nicht mehr nachkommen
wollten, sei es eben am Gesetzgeber, entsprechende Normen zu konkretisieren.
In der Vorprüfung des Vorstosses konnte die RK-NR nicht gänzlich von der Sache
überzeugt werden. Mit 15 zu 9 Stimmen beantragte diese kein Folgegeben. Die
Kommissionsminderheit – darunter auch Zanetti selbst – sprach sich explizit für eine
Konkretisierung aus, damit der Spielraum für Gerichte und rechtanwendende Behörden
in der Begriffsauslegung eingeschränkt werde. Es obliege dem Gesetzgeber selbst, die
Grundprinzipien und Werte der Rechts- und Gesellschaftsordnung im Gesetz
vorzugeben. Die Kommissionsmehrheit hingegen war diesbezüglich anderer Auffassung
und sprach sich für den Status quo aus. Mit Bezugnahme auf die Art. 17 und 27 IPRG
liess sie verlauten, dass die Anwendung des Ordre-public-Vorbehaltes bei der
Anerkennung von ausländischen Entscheiden wesentlich restriktiver sei als bei der
Anwendung von fremdem Recht. Des Weiteren hielt sie fest, dass per se keine
ausländische Rechtsordnung Ordre-public-widrig sei, was insbesondere auch für die
islamische Rechtsordnung gelte. Mit den bestehenden Rahmenbedingungen würde
heute bereits dafür Sorge getragen, dass kein ausländisches Recht zur Durchsetzung
gebracht werde, das nicht mit den schweizerischen Vorgaben vereinbar sei. Daher sehe
sie diesbezüglich keinen Handlungsbedarf. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.01.2018
MELIKE GÖKCE

«Können wir Weltfrauentage feiern, Pussyhats in der Wandelhalle stricken und
gleichzeitig einer Religion die Tore öffnen, in der die Ungleichheit der Geschlechter
zum Ordre public gehört?» Mit diesem und noch einigen weiteren rhetorischen
Argumenten versuchte Nationalrat Zanetti (svp, ZH) in der Sommersession 2018 seine
parlamentarische Initiative, mit der er die Konkretisierung des Begriffs
«schweizerischer Ordre public» forderte, durchzusetzen und damit dem Scharia-
Recht abzusagen. Unterstützung fand er in der Person seines Ratskollegen Yves
Nidegger (svp, GE): Um Zanettis Anliegen zu untermalen, führte er das Beispiel eines
amerikanischen Richters an, der offensichtlich darüber zu entscheiden hatte, welche
Darstellungen nun genau als Pornographie zu definieren seien und welche eben nicht.
Der Richter habe hierzu gemeint, dass er zwar keine genaue Definition von
Pornographie habe, aber er es wisse, wenn er sie denn sehe; und so ähnlich verhalte es
sich eben auch mit den Schweizer Richtern und dem Ordre public – und genau diesen
Umstand gelte es nun zu klären. Andrea Gmür-Schönenberger (cvp, LU) stellte sich
indes, als Vertreterin der Kommission, gegen diese Position. Die Kommission sei mit
dem Initianten einig, dass niemand ein Scharia-Recht in der Schweiz tolerieren wolle;
der eingereichte Vorstoss ziele aber gar nicht auf diesen Sachverhalt ab. Es sei
festzuhalten, dass der Initiant nicht die Gesetzgebung per se bemängle, sondern in
erster Linie die Urteile der rechtsanwendenden Behörden hinterfrage. Die Kommission
erwarte von den Gerichten klar, dass sie ihre Aufgaben wahrnähmen und bestehende
Gesetze auch anwendeten; sie sei aber ebenso der Ansicht, dass dieser Grundsatz von

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2018
MELIKE GÖKCE
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den rechtsanwendenden Behörden bereits umgesetzt werde. Da Zanetti nicht
aufzeigen könne, inwiefern diesbezüglich ein konkreter Handlungsbedarf bestehe, sehe
die Kommission auch keine Notwendigkeit zur Ergreifung entsprechender
Massnahmen.
Wie zuvor schon in der vorberatenden RK-NR fand der Vorstoss auch in der grossen
Kammer keinen Rückhalt: Der Nationalrat lehnte die Initiative mit 122 zu 66 Stimmen ab,
womit das Geschäft nicht weiterverfolgt wird – sämtliche Befürwortungen entfielen auf
die SVP-Fraktion. 2

1) Bericht der RK-NR vom 25.01.2018; Medienmitteilung der RK-NR vom 26.01.2018
2) AB NR, 2018, S. 790 ff.
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